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O b w a l d u e r V o l k s f r e u n d . 

A b o n n e n e n t 
Bei dir Expedition bestellt: 

jährlich (.ivanfe durch die ganze Schweiz) . Fr. b. 
halbjährlich. 

Bei V Post-Bureaux bestellt: 
jährlich 
halbjährlich 

2.50 

5.10 
2.60 

Druck und Expedition: 
M u c h d r u c k e r e i L o u i s Klir t i . S a r n e n 

. 1 » 8 1 . 

T a r n e n , M i t t w o c h , 11. M ä r ; 

1 9 0 « . 

E i n r ü c k u n g s g e b ü h r f ü r O b w a t v e » 
Die einspaltige Petitzeile oder deren Raum - 8 Rp 

Bei Wiederholungen entsprechender 
fträv I n s e r a t e von a u s w ä r t s : 

Die einspatige Petitzeile oder deren Raum . 10 R». 
Bei Wiederholungen entsprechender Rabatt 

«rat is Beilage: 
I l l n s t r i . v t e s „ K o n n t a g s b l a t t " 

Telephon W Telephon 
Inserate von auswärts nehmen für unS entgegen die Annoncen-Expeditionen der Herren Haascnstrin & Vogler, Rudolf Mosse und ^rell Aiißli & Cie. in Bern, Zürich, ü jetit 

Basel, Lausanne, Genf. Berlin, Leipzig, Dresden, München, Hamburg, Frankfurt a. M., Strasburg und Wien. — ?ni«» Schweiz. Aeitusgea für den A»f«ralea-Perie?r, /»z«r« 

D a s Steuergesetz vor dem K a n t o n s r a t . 
Samstag, den 7. März abhin versammelte sich der 

Äantonsrat, um die Beratung über das neue Steuergesetz 
zu beendigen. Anwesend waren vo> mittags 49, nach-
mittags 48 Mitglieder. 

Referent Landammann von M o o s bemerkt einleitend, 
daß sich die weitere Kommission seit der letzten Kantons-
rztsitzung auf vielfachen Wunsch noch einmal besammelte, 
in» in einzelnen streitigen Punkten eine Einigung zu erzielen. 
Dies sei geschehen und die Kommission unterbreite dem 
Rate eine Reihe von Wiedererwägungsanträgen. Vor-
läusig empfiehlt Referent bei Art. 19 des Entwurfes die 
Beratung fortzusetzen. Der X II. Titel Art. 19—23 
handelnd von der Steuerberechnnng und Progression ist 
ganz neu. Die Progression finden wir in den meisten 
modernen Steuergesetzen. Die Systeme für deren Bezug 
sind verschieden. Der Entwurf hält sich an das modernste 
System, das zugleich der Billigkeit und Gerechtigkeit am 
besten entspricht. Vermögen und Erwerb werden zusaninien-
gefaßt und unter Progression gestellt. Es kann geschehen, 
daß einer mit großem Erwerbe, wenn er auch wenig 
Vermögen besitzt, • Progressivsteuer entrichten muß. Sie 
setzt ein, sobald der Betrag der einfachen Steuer 5V Fr. 
übersteigt. Art. 19 bestimmt: Der Einheitssatz beträgt 
1 Fr. von je 1000 Fr. Vermögen und 70 C,s. von je 
Fr. 100 Einkommen. Diese Bestimmung bedeutet eine 
erhebliche Reduktion der Erwerbssteuer oder eine weit-
gehende Entlastung nach unten. Die weitere Kommission 
ist in ihrer letzten Sitzung darauf zurückgekommen und 
auf Grund gemachter Erhebungen und Berechnungen in 
den Gemeinden mußte konstatiert werden, daß einer solchen 
Reduktion beim Erwerbe der Mehrertrag der Progression 
keineswegs äquivalent sei. Referent beantragt daher den 
Einheitsansatz beim Erwerb auf 80 Cts. zu erhöhen. 

Kant.-Rat E a t t a n i sen. bezeichnet die Progression 
als ein Zugstück jeder neuern Gesetzgebung. Wir würden 
nicht klug handeln, wenn wir su nicht aufnähmen. Es 
ist aber notwendig, sie auf einem bestimmten Prinzipe 
aufzubauen. Die Progression soll demnach erst eintreten, 
wenn der Ertrag von Vermögen und Erwerb so groß ist, 
daß er mehr als zum standesgemäß.» Unterhalt und Er-
Ziehung der Familie hinreicht. Diesem Grundsatz ent-
spricht Art. 20 des Entwurfes keineswegs. Gemäß dem-
selben würde ein Steuerpflichtiger mit 30,000 Fr. Ver-
mögen und 3000 Fr. Erwerb bereits progressiv besteuert. 

Beim Erwerb bezeichnet Eattani den bisherigen Ansatz 
als ungerecht. Die Erwerbssteuer ist eine drakonische 
Maßregel lud man soll die mühsame ehrliche Arbeit nicht 
zu stark unter die Steuerschraube zwängen. Der kleine 
Gewerbemann, der durch Arbeit sür seine Familie, Gesund-
heit und Jugendkraft aufopfert, ist im Verhältnis zum 
mühelos erworbenen Vermögen zu stark besteuert. Richt 
das fiskalische Interesse darf wegleitend sein und nickt 
das Steuerhest soll befehle», so viel brauchen wir, also 
muß soviel heraus. Redner stellt den Antrag, den Ein-
heitssatz beim Erwerb auf 60 Cts. zu reduzieren und 
die Progression erst bei 100 Fr. einsetzen zu lassen. 

Landammann Wirz erwähnt kurz die Gründe der 
nochmaligen Besammlung der größern Kommission. Sie 
lag im Interesse der beförderlichen Endberatung des Ge-
setzes. Die Progression bezeichnet er als einen Notbehelf 
in schwierigen finanziellen Lagen. Größere Kantone haben 
sie eingeführt, um die vermehrten Ausgaben decken zu 
können, ohne den Steuerfuß übertrieben hinaufzuschrauben. 
Für unsere Verhältnisse ist sie kein dringendes Bedürfnis. 
Art. 19 und 20 enthalten eine bedeutende Belastung des 
Vermögens. Die Progression trifft in erster Linie die 
Korporationen und eine relativ beschränkte Anzahl von 
Privaten. Wir leisten durch erhöhte Besteuerung des 
Vermögens der öffentlichen Wohltätigkeit keinen Dienst. 
Wer trägt die öffentlichen Lasten? Doch vor allem die 
Korporationen und großen Vermögen. Der Wert des 
Vermögens hat sich bedeutend reduziert, die Lebenshaltung 

verteuert. ES ist daher unbillig, dessen Besteuerung noch 
malS in die Höhe zu treiben. Der Erwerb macht sich 
heutzutage leichter als früher. Die Gelegenheit und die 
Bedingungen zur Arbeit haben sich gemehrt. Wie wollen 
einzelne Gemeinden den Ausfall decken, der ihnen durch 
die Entlastung nach unten entsteht? ES gibt auch viele, 
welche ihren Erwerb ganz leicht verdienen. Redner hätte 
den Wunsch, die Besteuerung des Erwerbes auf der 
Grundlage des alten Gesetzes zu regt In. Eine mäßige 
Progression soll man einführen. Dagegen ist dieselbe 
ans die Staatssteuer zu beschränken, event, in den Ge-
meinden die Einführung fakultativ zu erkläre». 

Nat.-Rat Dr. M i n g spricht gegen die allzustarkc 
Entlastung des Erwerbes. Art. 9 des Gesetzes darf 
nicht ignoriert werden, ivo einem Hauöhaltungsoorstande 
800 Fr. und für jedeS Kind unter 16 Jahren 100 Fr. 
abzurechnen gestattet ist. Der Erwerb soll die öffent-
lichen Lasten gebührend tragen helfen und den Einheits-
anfatz nicht unter 80 EtS. dekretiert werden. 

Landammann von MooS repliziert gegenüber Eattani 
und empfiehlt bei der Progression mit 50 Fr. zu be-
ginnen, wie der Entwurf es vorsehe. Wir müssen aus 
dieser Neuerung den Ausfall nach unten decken. Andere 
Kantone beginnen noch früher, z. B. Solothurn mit 
20 Fr. Schaffhansen 25 Fr. und Bern mit 50 Fr. 

Kantons-Gerichtspräsident Bus inger zeigt an Hand 
von Berechnungen, daß das Vermögen unverhältnismäßig 
höher besteuert wird als der Erwerb. Er beantragt die 
Progression bei 70 Fr. einfacher Steuer zu beginnen. 

Zeugherr R. D u r r e r , Kerns ist grundsätzlicher 
Gegner jeder Progression. Sie ist eine unbillige und 
chikanöse Maßregelung gegenüber dem Kapital. Wenn 
ivir nicht mehr als 30 Cts. Staatssteuer brauchen, ist 
das Bedürfnis der Progression keineswegs vorhanden. 
Erhöhe man den S'euerfuß, so wird das Kapital doch 
auch betroffen. Das Volk will ein gerechtes und billiges 
Steuergefctz. Wenn wir das Vermögen ungebührend be-
steuern, wird es anderswo seine Hand zurückziehen und 
die Quelle der öffentlichen Wohltätigkeit versiegen. Antrag: 
Der Grundsatz der Progression sei aus dem Gesetze zu 
eliminieren. 

Kant.-Rat R. He st, Engelberg, spricht im Sinne 
CattaniS zu Gunsten der kleinern Gew?rbe. Wenn wir 
nicht wollen, daß eine extreme Steuergesetzgebung, wie sie 
letztes Jahr glücklicherweise abgelehnt wurde, einmal Ober 
hind gewinnt, so soll man den Erwerb entlasten. Er 
stimme daher zur Fassung des Entwurfes. 

Kant. Rat E a t t a n i zieht hierauf feinen Antrag zu 
Gunsten des Entwurfes betr. Einheitsansatz beim Erwerb 
zurück und vereinigt sich in bezug auf die Progression 
mit dem Antrag Businger. 

Landammann Wi rz opponiert dem gegenüber und 
hält am Antrage der weitern Kommission fest. Der An-
fatz von 80 Cts. soll das Minimum bilden. Man ist 
damit nach allen Richtungen entgegen gekommen. Nur 
das Bennögen will man ungebührlich belasten. Für ein-
zelne Gemeinden wird der Ansatz von 80 CtS. schon 
einen bedeutenden Ausfall ergeben. Er verlangt Ab-
stimmung über die Ansätze 80 CtS. bis 1 Fr. von 10 
zu 10 Cts. auswärts steigend. 

Abstimmung: Mit 25 êgen 18 Stimmen wird be-
schlössen, den Einheitsansatz über 70 Cts. zu stellen und 
dann mit 35 Stimmen definitiv 80 Cts. dekretiert. Bei 
Art. 20 wird der Antrag Businger die Progression bei 
70 Fr. einsetzn» zu lassen, mit 23 gegen 15 Stimmen 
für die gedruckte Vorlage angenommen. 

Damit sind zwei wichtige Fragen gelüst worden und 
wie die Abstimmung zeigt, nicht allseitig in Minne. Wir 
hatten den Eindruck, die vielen grundsätzlichen Neuerungen 
haben im Rate eine gewisse Unsicherheit gezeitigt. Genaue 
Erhebungen über die praktischen Konsequenzen der ein-

I geführten Neuerungen fehlten meistens und wir bezweifeln, 
daß die sehr .iiäß^gc Progressivsteuer den Ausfall nach 

unten durch Entlastung beim Erwerb und beim Vermögen 
zu decke» vermag. 

A>t. 21 will die Progression nur für die Staats-
steurr obligatorisch erklären und die Gemeinden ermäch-
tigen, sie einzuführen, oder nicht. Landammann v o n M o o S 
stellt aus Gründen der Rechtsgleichheit und in Anbetracht 
der niedrigen Progression, den Antrag deS Obligatorium 
auch für die Gemeinden zu beschließen. Ihm sekundiert 
Vizepräsident E a t t a n i und verlangt entschieden gleiches 
Recht für alle. Rat.-Rat Dr. M i n g und Landammann 
Wirz votieren für die gedruckte Vorlage. Die Bedürf-
nifse in den verschiedenen Gemeinden sind nicht die näm-
lichen. Auch andere Kantone hab^n die Progression nur 
für die Staatssteuer. Dr. Jul. S tockmann ist der 
gleichen Ansicht und möchte die Steuerschraube nicht all-
zustark anziehe», um damit der öffentlichen Wohltätigkeit 
nicht zu schaden. Präsident E g g e r und Dr. E t t l i n wollen 
die Progression lediglich aus die Staatssteuer beschränken. 
Gerichtspräsident Bus inge r spricht zu Gunsten des 
Obligatoriums. Wir dürfen mit der Progression nicht 
bei der Staatssteuer stehen bleiben. Das vorgesehene 
System enthält nichts Unbilliges und die Frage wird auf 
einer Basis gelöst, worüber sich niemand beklagen kann. 
Landammann W i r ; warnt vor definitiver Schlußnahme 
die Progressiv» von Gesetzes wegen auf die Gemeinde-
steuern anzuwenden. Es können für die einzelnen Ge» 
meinden Kalamitäten entstehen. Man soll die Neuerungen 
sukzessive einführen. Wir werde» durch allzuschroffes 
Vorgehen das Gegenteil von dem erreichen, was wir be-
zwecken. I n der Eveulualabstimmung ergeben sich 20 
Stimmen sür das Obligatorium und 17 Stimmen für 
fakultative Einführung der Progression in den Gemeinden. 
Definitiv wird mit 20 gegen 18 Stimmen das Obliga-
toriuni beschlossen. 

Im X. Titel Art. 20 werden die vorgesehene» fixm 
Besoldungen der Mitglieder der kantonalen Steuerkom-
Mission gestrichen Sie werden nach dem Sporteltarif des 
Zivilgerichtes entschädigt. Die folgenden Artikel wurden 
ohne wesentlichen Aenderungen gutgeheißen und somit hatte 
das Steuergesetz die erste Lesung passiert. Auf einzelne 
Wiedererwägnngsanträge werden wir in nächster Nummer 
zurückkommen. 

Die Schlnßabftimmung ergab f ü r das Gesetz von 46 
anwesenden Mitgliedern 31 Stimmen. Mehrere hervor-
ragende Ratsmitglieder enthielte» sich der Stimmabgabe. 
Es ist dies ein Zeichen, daß die Vorlage nicht allseitig 
befriedigt. Für die Popularität des Gesetzes spricht die 
bedeutende Entlastung nach unten und die Höherbesteuerung 
großer Vermögen. Das sind Zugstücke eines Cteuergesetzes. 

E i d g e n o s s e n s c h a f t . 
BuudcLvcrsanimlung. Die Liste der Verhandlungs-

gegmstände für die am 30. März beginnende Session 
der Bundesversammlung enthält keine neuen Geschäfte 
von Belang. Von pendenteu Geschäften, die Voraussicht-
lich in dieser Sejsion zur Erledigung gelangen, sind zu 
nennen: Wasserrechtsmitiative, Versicherungsvertrag, Be-
gnadiaungsgesetz, Gewerbegesetzgebung (Verfassungsartikel). 

Ei» gütlicher Vergleich. Die Angelegenheit des 
freibnrgischen Soldaten, Genoud, dessen willkürliche Ver-
Haftung auf der Grimmialp seinerzeit in der Presse leb-
hast besprochen wurde, ist durch gütlichen Vergleich er-
ledigt worden. Der Unte rsuchungsr ich te r von 
Thun zahlt dem Soldaten Genoud eine E n t s ch ä d i g u n g 
von Fr. 520 und alle Kosten. 

Schweiz. Arbeitcrbund. Für eine Adjunktenstelle 
beim Generalsekretariate, welche durch den Bundesvor-
stand am 15. März zu besetzen ist, kommen als Kandi-
baten in Betracht, Herr Lorenz beim städtischen Ar-
beitsamt i» Rorschach und Jurist J l l i von Triengen, 
Luzern. Letzterer als Vertreter der Christlich-Sozialen. 

Ans dem Militärgericht. Das Militärgericht der 
zweiten Division verurteilte den freibnrgischen Füsilier 
August Rllsea vom Bataillon 15 zu acht Monate» Ge-


